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Pressemitteilung 

 
 
 

Dresden, 15. August 2022 
 
HOCHDRAMATISCHE LAGE FÜR VERMIETER UND MIETERHAUSHALTE SPITZT SICH 

DURCH DIE HOHE NEUE GASUMLAGE WEITER ZU: WOHNUNGSWIRTSCHAFT IN 
SACHSEN SIEHT NUR EINE LÖSUNG, UM INSOLVENZEN IN GRÖSSENORDNUNGEN 

NOCH ZU VERHINDERN 

Heute ist die Höhe der Gasumlage bekanntgegeben worden. „Die Gasumlage ist ein neues 
zusätzliches Element der Preissteigerung“, kommentiert Rainer Seifert, Verbandsdirektor des 

vdw Sachsen. „Mehr kann man den Bürgern und den Wohnungsunternehmen nicht mehr 
aufbürden.“ Der vdw Sachsen warnt bereits seit Monaten vor den dramatischen 

Auswirkungen der Energiepreis-Krise für Mieter und Vermieter. „Die Bundesregierung setzt 
nun mit der Gasumlage aber noch einen drauf“, so Rainer Seifert. „Nicht nur viele 

Mieterhaushalte, auch die Wohnungsunternehmen werden ohne sofortiges Handeln der 
Politik in prekäre Finanznot geraten, weil sie für die Energiewirtschaft Nebenkosten in 

Millionenhöhe vorfinanzieren müssen und hohe Zahlungsausfälle drohen, weil sich viele 
Mieterhaushalte die Nebenkostennachzahlungen im kommenden Jahr nicht leisten können. 

Mit der Gasumlage wird sich dieser Prozess noch beschleunigen – mit unkalkulierbaren 
Folgen.“ 

 

Der Verband der sächsischen Wohnungs- und Immobilienwirtschaft vdw Sachsen hat 
deshalb einen Lösungsvorschlag entwickelt, den er in einem Offenen Brief dem 
Ministerpräsidenten Michael Kretschmer kommuniziert hat. „Nur mit einer solchen Lösung 
können Insolvenzen in Größenordnungen noch verhindert werden“, so Verbandsdirektor 
Rainer Seifert. Zwei Sofortmaßnahmen sind dafür notwendig:   
 
(1) Die Wohnungsunternehmen werden ermächtigt, die steigenden Energiepreise direkt 
an die Mieter weiterzugeben. Nachdem der Staat ein ähnliches Vorgehen für die 
Energieunternehmen ermöglicht hat, muss dies zwingend auch für die Wohnungswirtschaft 
möglich sein, die nichts mit den Energiepreisen und deren Steigerung zu tun hat. Sie hat 
keinerlei Einnahmen daraus und keinerlei Einfluss auf die Preise, kann also auch nicht das 
Inkassorisiko tragen.  
  
(2) Mieter, die die Mehrkosten nicht aus eigener Kraft tragen können, müssen Anspruch 
auf ein bedarfsgerechtes „Heizgeld“ erhalten. Dieses muss analog zum Wohngeld 
unkompliziert zu beantragen sein und schnell ausgezahlt werden. 
 
„Nur eine solche Lösung kann für Transparenz und Planungssicherheit auf allen Seiten 
sorgen“, ist Rainer Seifert überzeugt. „Sie stellt auch sicher, dass staatliche Hilfen gezielt 
diejenigen erhalten, die sie benötigen. Vor allem aber reduziert sie die Risiken für Vermieter 
und Mieter deutlich und bringt die Wohnungswirtschaft in die Lage, ihrer Verantwortung 
gerecht werden zu können: Zukunftsinvestitionen in für jedermann bezahlbares, 
klimaschonendes und energieeffizientes Wohnen.“ 
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„Wir müssen dringend in einen Abstimmungsprozess dazu kommen“, so Verbandsdirektor 
Rainer Seifert. Nach Berechnungen des Bundesverbands GdW wird die Umlage zusätzlich 
zu den ohnehin exorbitant steigenden Gaspreisen nochmals eine Verteuerung von aktuell 
13,4 Prozent bringen. „Die Spirale dreht sich immer schneller und es wird zu einem 
Dominoeffekt kommen, der nicht nur das bezahlbare Wohnen und den sozialen Frieden in 
Sachsen gefährdet, sondern auch die von der Bundesregierung geforderten Investitionen in 
neue Energielösungen bei Wohngebäuden unmöglich macht. Bleiben diese Investitionen 
aber aus, wird sich die Lage noch weiter verschärfen.“ 
 
Die im vdw Sachsen organisierte Wohnungswirtschaft wird sich mit aller Kraft und Expertise 
einbringen, damit diese für viele existenzbedrohende Krise gemeistert werden kann. „Dafür 
müssen jetzt aber Politik und Wohnungswirtschaft an einen Tisch, um die schlimmsten 
Folgen noch rechtzeitig zu verhindern. Wir haben einen sehr konkreten Vorschlag 
unterbreitet, jetzt ist die Politik am Zug.“ 
 

 
Der vdw Sachsen Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft e.V. vertritt knapp 
130 Wohnungsunternehmen, die mit fast 300.000 Wohnungen fast ein Viertel des 
Mietwohnungsbestandes in Sachsen bewirtschaften. Lebendig sowie vielfältig sind die 
vor allem kommunalen, aber auch genossenschaftlichen sowie privaten und kirchlichen 
Wohnungs- und Immobilienunternehmen mit unterschiedlichsten Geschäftsmodellen. Sie 
profitieren von einer starken, verlässlichen Gemeinschaft. 
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